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1. (1)Über die Nichterteilung der Information durch Stiftungen, Fonds, Anstalten und Unternehmungen, soweit

diese nicht mit der Besorgung von Geschäften der Bundesverwaltung oder der Landesverwaltung betraut sind,

entscheidet

1. 1.das Bundesverwaltungsgericht, wenn Stiftungen, Fonds oder Anstalten, die von Organen des Bundes oder

von hiezu von Organen des Bundes bestellten Personen (Personengemeinschaften) verwaltet werden, oder

Unternehmungen, an denen der Bund alleine oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des

Rechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern zu mindestens 50 vH des Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals

beteiligt ist oder die der Bund allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Rechnungshofes

unterliegenden Rechtsträgern durch finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische

Maßnahmen tatsächlich beherrscht, die Information nicht erteilen;

2. 2.im Übrigen das Verwaltungsgericht im Land.

Sofern die Rechtssache nicht zur Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts gehört, ist jenes

Verwaltungsgericht im Land örtlich zuständig, in dessen Sprengel die Stiftung, der Fonds, die Anstalt oder die

Unternehmung ihren oder seinen Sitz hat. Lässt sich die Zuständigkeit danach nicht bestimmen, ist das

Verwaltungsgericht im Land Wien örtlich zuständig.

2. (2)Wurde die begehrte Information nicht erteilt, kann der Informationswerber binnen vier Wochen nach Ablauf

der Frist zur Informationserteilung einen Antrag auf Entscheidung der Streitigkeit durch das Verwaltungsgericht

stellen. Gegen die Versäumung dieser Frist ist auf Antrag des Informationswerbers die Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand zu bewilligen, wenn dieser glaubhaft macht, dass er durch ein unvorhergesehenes oder

unabwendbares Ereignis verhindert war, die Frist einzuhalten und ihn kein Verschulden oder nur ein minderer

Grad des Versehens trifft. § 71 Abs. 2 bis 7 und § 72 Abs. 1 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991

– AVG, BGBl. Nr. 51/1991, sind sinngemäß anzuwenden.

3. (3)Auf das Verfahren nach dieser Bestimmung sind die §§ 2, 4 bis 6, 8a, 17, 21, 23 bis 26, 28 Abs. 1, 29 bis 34 und

das 4. Hauptstück des VwGVG sinngemäß anzuwenden.

4. (4)Der Antrag (Abs. 2) hat zu enthalten:

1. 1.das Informationsbegehren und Ausführungen dazu, inwieweit diesem nicht entsprochen wurde,

2. 2.die Bezeichnung der Stiftung, des Fonds, der Anstalt oder der Unternehmung,

3. 3.die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit der Nichterteilung der Information stützt,

und

4. 4.die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Frist zur Informationserteilung abgelaufen

und der Antrag rechtzeitig eingebracht ist.

5. (5)Ein solcher Antrag und Äußerungen im Verfahren sind unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.

6. (6)Das Verwaltungsgericht hat der Stiftung, dem Fonds, der Anstalt oder der Unternehmung den Antrag

mitzuteilen und es dieser – wenn es nicht gleichzeitig eine mündliche Verhandlung anberaumt – freizustellen,

eine Äußerung zu erstatten.

7. (7)Parteien des Verfahrens sind der Antragsteller und die Stiftung, der Fonds, die Anstalt oder die Unternehmung,

von der bzw. von dem die Information begehrt wird.

8. (8)Über den Antrag hat das Verwaltungsgericht binnen zwei Monaten nach seinem Einlangen zu entscheiden. Im

Fall der rechtswidrigen Nichtgewährung des Zugangs zu Informationen hat das Verwaltungsgericht

auszusprechen, dass und in welchem Umfang Zugang zu gewähren ist. Die Stiftungen, Fonds, Anstalten und

Unternehmungen sind verpflichtet, in der betreffenden Rechtssache mit den ihnen zu Gebote stehenden

rechtlichen Mitteln unverzüglich den der Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtes entsprechenden

Rechtszustand herzustellen.
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